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Kommissionspräsident Jean-Claude
Juncker hat die 27 EU-Kommissare
für nächste Woche zum zweitägi-

gen Brainstorming ins belgische Seebad
Knokke eingeladen. Dringend gesucht
wird eine Idee, wie Europa seinen Bürgern
wieder nähergebracht werden kann.

Doch es wird in Knokke nicht nur um
große Zukunftspläne gehen, sondern auch
um die triste Gegenwart. Neben den
 Brexit-Vorbereitungen und der Flüchtlings-
krise wird vor allem der Stabilitäts- und
Wachstumspakt die Kommission beschäf-
tigen. Der schreibt vor, dass ein Teil der
milliardenschweren Subventionen an die-
jenigen Mitgliedsländer ausgesetzt werden
müssen, die keine effektiven Maßnahmen
gegen ihre übermäßigen Defizite ergreifen.
Das trifft auf Spanien und Portugal zu, die
seit über acht Jahren hohe Defizite an -
sammeln.

Eigentlich sind auch Sanktionszahlun-
gen vorgesehen, doch die ließ Juncker mit
dem Einverständnis der EU-Finanzminis-
ter auf null setzen. Bei der Teilsuspendie-
rung der Überweisungen aus den Struk-
tur- und Investitionsfonds lässt der Stabi-
Pakt aber wenig Handlungsspielraum. In
Artikel 23 Absatz 11 der Verordnung ist
festgelegt, dass im kommenden Haushalts-
jahr bis zu 50 Prozent der EU-Fondsmittel
für die Defizitsünder gekürzt werden müs-
sen. Überdurchschnittlich hohe Arbeitslo-
sigkeit wie beispielsweise in Spanien kann
zu Strafmilderung führen. Doch der Rabatt
dürfe die Strafe höchstens halbieren, heißt
es in dem Gesetzestext.

„Die Bedingungen für die Aussetzung
der Fonds sind erfüllt, und die Kommission
wird bald einen Vorschlag in diesem Sinne
machen“, schrieb Jyrki Katainen, Vizeprä-
sident der EU-Kommission Mitte Juli dem
EU-Parlamentspräsidenten Martin Schulz –
und legte gleich eine dreiseitige Liste aller
EU-Programme bei, bei denen gekürzt
werden könnte. Die EU ist oft der wich-
tigste Geldgeber, wenn es um Wohltaten
wie neue Fahrradwege, Autobahnen, Hä-
fen oder Fortbildungsmaßnahmen geht.

* Am Montag auf einem italienischen Flugzeugträger vor
der Insel Ventotene.

Entsprechend alarmiert sind die EU-Ab-
geordneten, insbesondere aus dem Süden.
„Wir sind gegen Strafen oder irgendeine
Suspendierung von EU-Hilfen“, sagt Gian-
ni Pittella, der Fraktionsvorsitzende der
Sozialdemokraten im EU-Parlament. „Zur-
zeit muss alles getan werden, um das
Wachstum zu stimulieren, statt Nationen
abzustrafen.“ Er will eine Mehrheit im Par-
lament gegen die Kürzungen organisieren.

Kanzlerin Angela Merkel sprach bei ih-
rem Treffen mit dem italienischen Premier
Matteo Renzi und dem französischen Prä-
sidenten François Hollande in dieser Wo-
che von mehreren Möglichkeiten, die der
Stabilitätspakt biete – was Gastgeber Ren-
zi sofort als Bereitschaft interpretierte, die
Defizitkriterien eher locker auszulegen. 

Die Befürworter von Strenge, meist im
Norden Europas zu Hause, fordern die EU-
Kommission dagegen auf, den Stabi-Pakt
endlich anzuwenden. „Sonst haben wir
den permanenten Rechtsbruch, der letzt-
lich den Euro gefährdet“, sagt der EU-Ab-
geordnete Markus Ferber von der CSU. 

Die Anhänger des Stabilitätspakts sehen
sich durch das Beispiel Portugal bestätigt.
Dort ist seit neun Monaten eine Links -
regierung im Amt. Die versucht seither, die
vor ein paar Jahren mit EU-Kommission,
Europäischer Zentralbank (EZB) und In-
ternationalem Währungsfonds Reformen
zurückzudrehen, die im Gegenzug für ein
Hilfsprogramm in Höhe von 78 Milliarden
Euro verabredet worden waren. So wird
der Mindestlohn erhöht, und auch die Be-
amten bekommen wieder mehr.

Das Wirtschaftswachstum verlangsamt
sich trotz staatlicher Ausgabenprogramme
seit mehreren Quartalen. Am Mittwoch
musste der Staat die größte Bank Caixa
Geral de Depósitos mit über 4 Milliarden

retten. Die Regierung tut so, als erhöhte
sich dadurch nicht das ohnehin schon hohe
Staatsdefizit. Die EU-Kommission nimmt
das hin.

Eine weitere gr0ße Bank, in die der
Staat fast 5 Milliarden Euro pumpte, hat
bisher noch keinen privaten Abnehmer ge-
funden. Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble stellt sich schon mal auf den
Ernstfall ein. „Sie werden ein neues Pro-
gramm beantragen müssen. Das werden
sie bekommen“, hatte er schon vor Wo-
chen während einer Podiumsdiskussion ge-
sagt, die portugiesische Regierung bestellte
daraufhin den deutschen Botschafter ein.

Ohne die Käufe von Staatsanleihen
durch die EZB wäre dieser Notfall wohl
längst eingetreten. Die drei großen Rating-
agenturen stufen portugiesische Anleihen
als Ramschpapiere ein. Doch die EZB will
weiter kaufen, solange die kleine und weit-
gehend unbekannte kanadische Rating-
agentur DBRS das Land nicht auch noch
abwertet.

Zurzeit droht DBRS genau damit,
prompt stiegen die Zinsen auf drei Pro-
zent. Manche Insider an den Finanzmärk-
ten halten das für ein abgekartetes Spiel
und verweisen darauf, dass Haupteigen-
tümer der Ratingagentur zwei amerikani-
sche Risikokapitalfonds sind. Die könnten
davon profitieren, wenn sie vorher wissen,
in welche Richtung sich die Zinsen entwi-
ckeln. DBRS dementiert, dass ihre Eigen-
tümer Einfluss auf die Rating-Entschei-
dungen ausübten oder früher wüssten, wo
die Reise hingeht.

Trotzdem entsteht der Eindruck, als hin-
ge das Schicksal Portugals derzeit auch
von den Geschäftsinteressen zweier Finanz-
investoren ab. Christoph Pauly
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Ernstfall 
Portugal
Euro Wenn Mitgliedsländer zu
viele Schulden machen,
muss die EU-Kommission
 Subventionen aussetzen.
 Dagegen regt sich Widerstand.
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EU-Spitzenpolitiker Hollande, Renzi, Merkel*: Defizite lockernehmen 
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